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3. Die enttäuschte Ehefrau

D
ie Eheleute haben über lan-
ge Zeit den Betrieb gemein-
sam geführt. Die Ehefrau hat 

sich vorwiegend um den Betriebs-
zweig „Urlaub auf dem Bauern-
hof“ gekümmert. Aus steuerlichen 
Gründen ist dafür in der Buchhal-
tung eine Vergütung für die Ehe-
frau in Höhe des Steuerfreibetrages 
für geringfügig Beschäftigte ausge-
wiesen. Tatsächlich sind aber keine 
Gelder gefl ossen. 

Mitarbeitende Familienangehö-
rige sind zwar, wenn und soweit 
sie auf familienrechtlicher Grund-
lage Arbeitsleistungen im Haus-
halt und im Geschäft des Ehepart-
ners erbringen, in der Regel we-
gen des Fehlens eines die persön-
liche Abhängigkeit begründenden 
Arbeitsvertrages keine Arbeitneh-
mer. Dies schließt jedoch nicht aus, 
dass auch mit einem Ehepartner, 
ungeachtet der allgemeinen fami-
lienrechtlichen Grundlage, ein Ar-
beitsverhältnis begründet wird.

 Wenn tatsächlich eine entspre-
chende Arbeitsleistung erbracht 
wird und hierfür eine Vergütung 
vereinbart ist, so wird man in aller 
Regel von einem Arbeitsverhältnis 
mit Lohnanspruch ausgehen kön-
nen, auch wenn bislang tatsächlich 
über Jahre hinweg kein Lohn aus-
bezahlt wurde. Ist ein solches Ar-
beitsverhältnis begründet worden, 
hat der mitarbeitende Ehepartner 
für seine arbeitsvertragliche Ar-
beitsleistung Anspruch auf Aus-
zahlung eines gesonderten vom ge-
genseitigen Familienunterhalt un-
abhängigen und ihm frei zur Ver-
fügung stehenden Vergütung.

Arbeitsverhältnis auch 
ohne Lohnzahlung 

 Die Ehefrau kann daher auch 
nachträglich den vereinbarten 
Arbeitslohn geltend machen. Sie 
braucht sich darauf nicht einmal das 
anrechnen zu lassen, was sie zum 

Wenn Ehen 
scheitern, hat die Frau Ansprüche 

aufgrund der erbrachten Arbeitsleistung. Foto: Imago

gewinngemeinschaft, so ist dies ein 
gewichtiges Indiz gegen eine still-
schweigend vereinbarte Innenge-
sellschaft. Hier erfolgt auch ein 
Ausgleich des Zugewinns im Falle 
einer Scheidung. Die Abgrenzung 
ist mitunter schwierig. 

 Josef Deuringer
Rechtsanwalt, Augsburg

Beispiel 
sonst über-
obligato-
risch erhal-
ten hat, zum 
Beispiel Zah-
lungen auf 
eine eigene 
Lebensversi-
cherung aus 
dem Betrieb 
etc. (LAG 
Schleswig-
Holstein,  vom 
30. 8. 2006, Az. 
3 Sa 156/06). 

Aber auch 
wenn kein vereinbartes Arbeits-
verhältnis vorliegt, sind auch un-
ter Ehegatten gesellschaftsrecht-
liche Ausgleichsansprüche bei ei-
ner konkludent zustande gekom-
menen Ehegatten-Innengesell-
schaft möglich (siehe oben).

Leben die Ehegatten allerdings 
im gesetzlichen Güterstand der Zu-

2. Das gescheiterte Verlöbnis

D
ie Freundin des zukünf-
tigen Hofübernehmers ver-
bringt jede freie Minute auf 

dem Betrieb und arbeitet tatkräf-
tig mit. Nach Jahren scheitert die 
Beziehung. Da keine Ehe zustande 
gekommen ist, kann die ehemalige 
Lebenspartnerin keine eherecht-
lichen Ansprüche, wie Zugewinn-
ausgleich und Versorgungsaus-
gleich geltend machen. Partner ei-
ner nichtehelichen Lebensgemein-
schaft oder Verlobte sind einan-
der nicht kraft Gesetz unterhalts-
pfl ichtig. Etwas anderes gilt einge-
schränkt nur dann, wenn aus der 
Beziehung ein Kind hervorgeht. 

Ähnlich wie der enttäuschte Hof-
übernehmer hat auch die Verlob-
te einen Arbeitslohnanspruch ge-
genüber den Hofübergebern (zum 
Beispiel den Schwiegereltern in 
spe). Was ist aber, wenn der Be-
trieb schon übergeben wurde und 
die Verlobte oder Freundin (oder 
Lebenspartner) im Betrieb mitar-
beitet?

Einen konkludent abgeschlos-
senen Arbeitsvertrag wie beim ent-
täuschten Hoferben nimmt hier die 
Rechtsprechung eher nicht an, ins-
besondere dann nicht, wenn sich 
die Tätigkeit darauf beschränkt, 
für den anderen Partner den Haus-
halt zu führen und die gemein-
samen Kinder zu betreuen. Etwas 
anderes kann dann gelten, wenn 
die Tätigkeit nach Art und Dauer 
über das hinausgeht, was notwen-
dig ist, den gemeinsamen Lebens-
standard zu sichern, und allein dem 
Betriebsinhaber wirtschaftlich zu-
gute kommt. 

Zu denken ist auch 
an die Annahme ei-
ner stillschweigend 
vereinbarten Innen-
gesellschaft zwischen 
den beiden Partnern. 
Eine solche Innenge-
sellschaft ist anzuneh-
men, wenn sich die 
beiden Partner einig 
sind, einen gemein-
samen Zweck zu ver-
folgen (zum Beispiel 
den Aufbau des Be-
triebes), der über den 
typischen Rahmen 
der nichtehelichen 
Gemeinschaft hinaus-
geht, und ihnen die Er-
träge oder die geschaffenen Werte 
gemeinschaftlich zustehen sollen. 
Dies ist insbesondere dann anzu-
nehmen, wenn eine selbstständige 
und gleichberechtigte Tätigkeit der 
Partner vorliegt.

Ausgleichsanspruch 
bei Innengemeinschaft

 Endet die nichteheliche Lebens-
gemeinschaft und verbleibt so der 
Betrieb bei einem Partner, so hat 
der andere Partner einen gesell-
schaftsrechtlichen Ausgleichsan-
spruch. Es ist daher für den Stichtag 
der Beendigung der Zusammenar-
beit der Vermögenswert festzustel-
len und der entsprechende Anteil 
an den scheidenden Partner aus-
zuzahlen. 

Aber auch wenn weder arbeits- 
noch gesellschaftsrechtliche An-
sprüche bestehen, verbleiben mit-

unter sogenannte bereicherungs-
rechtliche Ansprüche. Zum Bei-
spiel, wenn ein Partner durch Ein-
satz seiner Arbeitskraft oder durch 
fi nanzielle Zuwendungen beim Bau 
eines Hauses auf dem Grundstück 
des anderen Partners mitgeholfen 
hat und diese Mithilfe in der Erwar-
tung erfolgte, dort anschließend ge-
meinsam zu wohnen.

Problematisch wird es dann, 
wenn die Trennung erst nach län-
gerer Zeit erfolgt und man gemein-
sam in dem Haus gewohnt hat. Hier 
kommt es auf das Verhältnis von 
eingesetzter Leistung zu erreichtem 
Zweck (Dauer der Wohnungsnut-
zung) an.

Gerade wenn Geldzuwendungen 
an einen Partner, etwa zum Zwecke 
einer Hausfi nanzierung oder der-
gleichen, erbracht werden, ist es al-
lemal besser, dies ausdrücklich als 
Darlehenshingabe zu regeln. 

M it dem Ehrenteller des 
Landwirtschaftsministe-

riums hat Staatsminister Josef 
Miller den langjährigen Leiter 
des Referats „EG-Recht, Ver-
fassungsrecht, Rechtsangele-
genheiten der Agrarpolitik, 
Tierzuchtrecht, Bayerisches 
Agrarwirtschaftsgesetz, Natur-
schutzrecht“, Leitenden Minis-
terialrat Dr. Jürgen Pelhak, aus 
dem aktiven Dienst verabschie-
det. Mit Engagement und ho-
her Fachkompetenz habe der 
deutschlandweit als „Tierzucht-
rechtler“ bekannte Jurist fast 37 
Jahre lang das Agrarrecht ent-
scheidend mitgeprägt. In sei-
ner Laudatio lobte der Minister 
auch die Rolle Pelhaks bei der 
agrarischen Förderung. Auch 
das neue Bayerische Agrarwirt-
schaftsgesetz trage seine juristi-
sche Handschrift.

Dr. Pelhak 
verabschiedet

 Verlobte sind nicht rechtlos. Foto: Begsteiger  

Dr. Jürgen Pelhak prägte das 
Agrarrecht.  Foto: StmLF


